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Einrichtungsbezogene Impfpicht: Ermessensleitende
Vollzugshinweise für Landkreise und Kreisfreie Städte
Versorgungssicherheit hat oberste Priorität

Um in Sachsen eine möglichst einheitliche Umsetzung der vom Bundestag
im Dezember 2021 beschlossenen einrichtungsbezogenen Impfpicht
zu gewährleisten, hat das Sozialministerium heute ermessensleitende
Vollzugshinweise zur Anhörung an die sächsischen Landkreise und
Kreisfreien Städte versendet. Weitere Hinweise des Bundes werden
sukzessive eingearbeitet. Im Wesentlichen ist die Umsetzung – die den
Gesundheitsämtern der Landkreise und Kreisfreien Städten obliegt -
vom Bundesgesetzgeber vorgegeben. Mit der kommunalen Ebene wurden
gemeinsam Möglichkeiten abgestimmt, Handlungsspielräume auszuloten,
um die Versorgungssicherheit zu gewährleisten. In die Vollzugshinweise
eingeossen sind auch die Ergebnisse landesinterner Arbeitsgruppen sowie
von Bund-Länder-Beratungen. Die konkretisierenden Hinweise dienen zur
Unterstützung der kommunalen Ebene. Sie informieren unter anderem zur
Denition der betroffenen Einrichtungen und Personengruppen, Fristen,
Verfahren und Meldepichten. In den vollstationären Pegeeinrichtungen
in Sachsen sind aktuell 70,7 Prozent der Beschäftigten grundimmunisiert.
Damit ist die Quote höher als in der Gesamtbevölkerung Sachsens (aktuell
63,7 Prozent).

Einrichtungen / Personengruppen

Alle Personen, die unter anderem in Krankenhäusern, Arztpraxen,
Tageskliniken, Rettungsdiensten oder Pegeeinrichtungen tätig sind,  fallen
unter die Impfpicht. Damit eine Einrichtung von der Impfpicht betroffen
ist, muss sie ihrem Schwerpunkt nach als solche zu qualizieren sein.
Davon ist auszugehen, wenn mehr als 50 Prozent der von ihr vorgehaltenen
Angebote unter §20a Absatz 1 Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes zu
fassen sind. Demzufolge ist beispielsweise auch Verwaltungspersonal
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betroffen, soweit es Kontakte zu Patienten oder Betreuten hat, ebenso
Berufsschüler, Ehrenamtliche oder Beschäftigte von Fremdrmen. Personen
müssen aber regelmäßig -  und nicht nur wenige Tage bzw. wenige Minuten
– dort tätig sein, um von der Impicht betroffen zu sein. Werden private
(Dienst)leistungen im Auftrag von sowie für einzelne Bewohner ausgeübt
(z.B. rechtlicher Betreuer), besteht keine Nachweispicht – auch wenn für
die Ausübung die Einrichtung betreten wird.

Verfahren und Fristen

Beschäftigte müssen den Nachweis über eine vollständige Impfung, eine
Genesung oder ein Attest, wonach sie aus medizinischen Gründen nicht
gegen das Coronavirus geimpft werden können,  bis zum Ablauf des 15. März
2022 ihren Einrichtungen vorlegen. Geschieht dies nicht, muss die Leitung
der Einrichtung oder des Unternehmens unverzüglich, binnen maximal zwei
Wochen, das Gesundheitsamt informieren. Dies geschieht vorzugsweise
über ein elektronisches Meldeportal. Es handelt sich um ein Modul der
bereits von den Gesundheitsämtern genutzten Software. Wer seine Tätigkeit
zum 16. März 2022 neu antritt, muss dem Arbeitgeber vor Beginn der Tätigkeit
einen Impf- oder Genesenennachweis vorlegen.
Das Gesundheitsamt fordert nach Eingang der Meldungen aus den
Einrichtungen und Unternehmen Personen ohne ausreichenden Nachweis
auf, dies nachzuholen. Dafür ist eine Frist von vier Wochen einzuräumen.
Sollten noch zwei Impfungen erforderlich sein, so ist der Nachweis für die
erste Impfung bereits innerhalb von vier Wochen zu erbringen. Der Nachweis
über die zweite Impfung ist spätestens nach zwei Monaten vorzulegen.
Fehlt nur noch eine Impfung zur Grundimmunisierung, ist diese Impfung
innerhalb dieser vier Wochen nachzuweisen.

Wenn trotz Anforderung kein Nachweis innerhalb der genannten Fristen
vorliegt, kann das Gesundheitsamt ein Betretungs- oder Tätigkeitsverbot
aussprechen. Dies ist risikoadaptiert und der Versorgungssicherheit
entsprechend vorzunehmen. Im Ermessen des Gesundheitsamtes ist
zu prüfen, welches Infektionsrisiko für vulnerable Personen bei einer
fortgeführten Tätigkeit bestehen würde und ob Hinweise auf wesentliche
Beeinträchtigungen der Versorgung der Patienten oder Pegebedürftigen
als Folge der Umsetzung des Verbots vorliegen. Dazu ist die Einrichtung
anzuhören. Sie kann z. B. darlegen, ob gesetzliche Verpichtungen noch
eingehalten werden können oder ob Kindeswohlgefährdung droht. Das
Gesundheitsamt prüft u.a. anhand der vorgelegten Glaubhaftmachung
unter Einbeziehung der Impfquote, der bekannten Hygienekonzepte und
deren Einhaltung, ob und welche Betretungs- bzw. Tätigkeitsverbote
ausgesprochen werden können. Der Ermessensspielraum ist so zu nutzen,
dass die Versorgungssicherheit der betroffenen Einrichtung nicht gefährdet
wird.

Gesundheitsministerin Köpping: »Ich appelliere erneut insbesondere an
das medizinische Fachpersonal, sich impfen zu lassen. Eine Impfung
ist kurzfristig überall möglich, in Kürze auch mit dem neuen Impfstoff
von Novavax. Dieser wird zunächst prioritär den Menschen aus dem
Gesundheits- und Pegebereich zur Verfügung gestellt. Der Impfstoff
vergrößert das Angebot verfügbarer Impfstoffe und ist hoffentlich für viele
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Betroffene eine Option, sich vor dem Coronavirus zu schützen. Damit
schützen sie auch Patienten und Pegebedürftige.«


